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«Versorgungssicherheitwäre gefährdet»
Atomausstieg Nurweil sie alt sind, seien die Schweizer AKWnicht unsicher, sagt Doris Leuthard. Einen vorzeitigen

Ausstieg aus der Atomenergie findet sie überstürzt.Weder das Stromnetz noch die saubere Alternativenergien seien bereit.

Interview: Roger Braun

BundesrätinLeuthard, letzteWoche
wollten in einerUmfrage57Prozent
derAtomausstiegsinitiative zustim­
men.Was läuft falsch imAbstim­
mungskampf?
Diese Ausgangslage gibt es häufig bei
Initiativen. Sie starten gut, am Schluss
ist es aber dann oft umgekehrt. Ich blei­
be zuversichtlich.

DerVorsprungvon20Prozent ist
aberbeträchtlich.
Es gibt ein Unbehagen gegenüber der
Kernkraft, da etwa das Abfallproblem
nicht gelöst ist. Das spüren Bundesrat
undParlament genauso.Deshalbhaben
wir mit der Energiestrategie 2050 be­
schlossen, dass in der Schweiz keine
neuenKernkraftwerkemehrgebautwer­
den.Auchwirwollenaussteigen,da sind
wirunsmitden Initianteneinig.DieDif­
ferenz liegt einzig bei der Frage, ob wir
die bestehenden Kraftwerke nach 45
Jahren abschalten oder sie amNetz las­
sen, solange sie sicher sind. Ich finde
deshalb,manhättedie Initiative zurück­
ziehen können.

Offenbar zweifelt dieBevölkerung
daran, dass esderPolitik ernst ist
mit demAtomausstieg.
Uns ist es sehr ernst damit. Ichhabedrei
Jahre für die Energiestrategie 2050 ge­
kämpft, um den Ausstieg ins Gesetz zu
schreiben und die erneuerbaren Ener­
gien zu fördern. Nochmals: Bei der Ini­
tiative geht es nicht darum, ob wir aus­
steigen oder nicht, sondern darum, ob
derAusstiegüberstürztmitwillkürlichen
Abschaltdaten passiert oder geordnet
und vorausschauend.

Die Initiantenfinden IhrenAus­
stiegsplanalles anderealsüber­
stürzt.Vielmehr sei eshöchsteZeit
dafür.Beznau I zumBeispiel istmit
47 JahrendasältesteAtomkraftwerk
derWelt!
Sicherheit kommt immer zuerst. Sie
muss rund um die Uhr und unabhängig
vom Alter stets gewährleistet sein. Ent­
scheidend ist, dass permanent in Nach­
rüstungen investiert wird. Dann dürfen
dieKraftwerkeamNetzbleiben, solange
sie sicher sind. Die Aufsichtsbehörde
Ensi überprüft laufend den Sicherheits­
stand und schreitet ein, falls ein Risiko
besteht. Das ist die viel klügere Politik,
als wie im Ausland fixe Abschaltdaten
festzulegen.

Je älter einKernkraftwerk ist, desto
grösser sindauchdie Sicherheits­
probleme,das liegt doch inderNatur
der Sache.
Der europäische Stresstest hat gezeigt,
dassBeznau trotzdeshohenAlters eines
der sichersten Kernkraftwerke Europas
ist.Undüberhaupt:Washeisst schonalt?
Die Betreiberin hat das Werk laufend
nachgerüstet, vieleswurde komplett er­
neuert.Dassunser Systemfunktioniert,
zeigt auch das Beispiel Mühleberg. Die
vomEnsi verfügtenNachrüstungenhät­
ten so viel gekostet, dass der Betreiber
entschieden hat, das Kraftwerk 2019
vomNetz zu nehmen.Nächstes Jahr be­
reits dreiKraftwerke abzustellen,wie es
die Initiative fordert, ist übereilt. Das
würdeauf einenSchlageineStromlücke
für 1,6 Millionen Haushalte schaffen.
Das können sie so rasch unmöglich mit
einheimischen erneuerbaren Energien
kompensieren.

In einerÜbergangsphasekönnte
mandochStromausdemAusland
importieren.
Damit gefährdeten wir aber die Versor­
gungssicherheit im Inland.

SchonheutewirdStromregegehan­
delt.Wogenau ist dasProblem?

Zusätzlichen Strom für 1,6 Millionen
Haushalte zu importieren, wäre eine
massiveMehrbelastung fürunserStrom­
netz.DasRisikovonStromausfällenwür­
de eindeutig zunehmen.

Gegenwärtig sindmitBeznau Iund
Leibstadt zweiKernkraftwerkevom
Netz –undweiterhinfliesst der
Strom.Zeigt dasnicht, dass eswun­
derbarklapptmit Importen?
Im Sommer und im Herbst ist das kein
Problem. ImWinter siehtdasandersaus,
weil unsere Wasserkraftwerke deutlich
weniger Strom liefern und wir deshalb
stärker auf Importe angewiesen sind.
Dazu kommt etwas Technisches: Leib­
stadt produziert auf der gleichen Span­
nungsebenewiederGrossteil der Impor­
te. Das heisst, eine Transformation des
importierten Stroms ist nicht nötig. Da­
mit ist einAusfall diesesWerkseinfacher

zu verkraften als ein solcher des Werks
vonMühleberg,dasbereitsnächstes Jahr
abgeschaltet werden müsste und auf
einer tieferen Spannungsebene Strom
produziert.

Letztes Jahr standenwährend
zweierTagealleAtomkraftwerke
still. Auchdamalsflossder Strom
weiterhinausder Steckdose.
Daswar imAugust, also imSommer,und
nur sehr kurz. Zudem war ein grosser
Aufwandnötig. Für zweiTagekannman
das organisieren, aber bei der Initiative
redenwir über einenDauerzustand.

DieNetzgesellschaft Swissgrid
spricht vonbewältigbarenHeraus­
forderungen.
Sie spricht von grossen und hoffentlich
bewältigbarenHerausforderungen.Na­
türlich kann man das hoffen, aber man

sollte esnicht darauf ankommen lassen.
Verlangt wird Versorgungssicherheit –
und diese ist gefährdet, wenn man der
Initiative zustimmt.

Sie argumentierenauch, dassder
importierte Stromausunsauberer
Quelle stamme.
In Deutschland stammen annährend
50 Prozent des Stroms aus derVerbren­
nung von Kohle, was aus Klimasicht
höchst problematisch ist.BeiFrankreich
wiederum stammt ein grosser Teil aus
Kernkraftwerken. Es ist absurd, solche
Importe zu fördern.

Hatesdie Schweiznicht selbst inder
Hand, ausschliesslichen sauberen
Stromzu importieren?
Sie können vieles in der Politik, aber
nicht die Physik aushebeln. Strom ist
Strom – egal, aus welcher Quelle er
stammt.

Wiesobelastet die Schweiz impor­
tiertenStromausunsaubererQuelle
nichtmit einerAbgabe?
Ganz einfach: weil wir dazu keinGesetz
haben.

Abermankönnte eines schaffen.
ImParlamentwurdevorkurzemdie
Dreckstromabgabediskutiert.
Diese wurde aber abgelehnt, und zwar
weniger aus politischen als aus juris­
tischen Gründen. Eine solche Abgabe
würde etwa gegen das WTO-Handels­
abkommen verstossen.

LautdenUmweltorganisationen ist
das juristischnicht so eindeutig,wie
Siedas sagen.
Uns liegen mehrere rechtliche Gutach­
tenvor, diedasklar aufzeigen.Auchver­
gessenSiedabei, dassdreiderKernkraft­
werkebereits nächstes Jahr abgeschaltet
werden. In der Schweiz dauert es erfah­
rungsgemäss vier bis sechs Jahre, bis ein
Gesetz steht. Wir müssten wegen der
InitiativealsoKohle­undAtomstromaus
demAusland importieren.

Wäredasvorübergehendnicht
verschmerzbar?
Es gibt einen politischen Konsens, dass
wir einheimischeunderneuerbareEner­
gie aus unseren Steckdosen wollen. Es
ist widersinnig, massiv mehr Strom aus
dem Ausland zu beziehen und damit
Arbeitsplätzeund Investitionen insAus­
land zu verschieben. Wieso soll über­
hauptnoch jemand inerneuerbareEner­
gien imInland investieren,wennwirden
Strom ja doch importieren?

DieSVPhat gegendieEnergiestra­
tegie 2050,diedenAtomausstieg im
Gesetz verankert, dasReferendum
ergriffen. Laut ihrdrohen3200
FrankenMehrkostenproFamilie.
Das ist völligerMumpitz.Es ist krass tat­
sachenwidrig,wasdieSVPdabehauptet.
Heute beträgt die jährliche Stromrech­
nung für eine 4½­Zimmer­Wohnung
etwa 1100 Franken. Mit dem Gesetz
würdediekostendeckendeEinspeisever­
gütung von 1,5 auf 2,3 Rappen pro Kilo­
wattstunde erhöht. Das ergibt eine
MehrbelastungproFamilie von40Fran­
ken.DieSVP rechnetdaeinfachwillkür­
lich noch weitere Kosten dazu. Das ist
demokratiepolitisch fragwürdig.

DieSVPargumentiert, dass es eine
zweiteEtappebrauche, umden
Ausfall derAtomenergie auffangen
zukönnen.
EinezweiteEtappe, umdieZiele 2015zu
erreichen, braucht es. Aber wie sie aus­
sieht, ist noch völlig unklar. Falls das
Referendum zu Stande kommt, wird es
einzig um die erste Etappe der Energie­
strategie gehen. Das Argument der
Mehrkosten von 3200 Franken ist des­
halb hanebüchen.

Bundesrätin Doris Leuthard (53). Bild: Philipp Schmidli (Bern, 10. Mai 2016)

«Beznau
ist einesder
sichersten
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